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B R E M I S C H E   B Ü R G E R S C H A F T

Landtag
15. Wahlperiode

Drucksache 15 /867
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Bemerkungen des Rechnungshofs der Freien Hansestadt Bremen zur

Mitteilung des Senats an die Bürgerschaft (Landtag) vom 23. Oktober 2001
(Drs.15/862 vom 23. Oktober 2001)

Grundsatzpositionen der bremischen
Haushalts- und Finanzpolitik

Der Rechnungshof der Freien Hanse-
stadt Bremen hat im September seinen
Ergänzungsbericht zum Jahresbericht
2001 für das Land Bremen vorgelegt.
Im Mittelpunkt der Berichterstattung
des Rechnungshofes steht dabei die
Kritik an Positionen und Entscheidun-
gen, die

1. zu den maßgeblichen Grundlagen
der bremischen Haushalts- und Fi-
nanzpolitik gehören und

2. bisher vom Senat stets in unmittel-
barem Einklang mit den parlamen-
tarischen Gremien vertreten wur-
den.

Der Senat hält es daher für dringend
erforderlich, klare Positionen zu den
Kritikpunkten des Rechnungshofes zu
beziehen. Eine Positionierung, wie der
Rechnungshof sie vertritt, würde die
Beseitigung der extremen Haushalts-
notlage erschweren.

Die für den weiteren Sanierungskurs
entscheidenden Kritikpunkte des
Rechnungshofes und ihre Einschät-
zung durch den Senat lassen sich wie
folgt zusammenfassen:

Differenzierung konsumtiver und
investiver Haushaltspositionen

Der Rechnungshof verlangt, für die
bremischen Haushalte

— den Begriff der investiven Einnah-
men zu erweitern (Einbeziehung
der Gruppen 131/132 „Erlöse aus
der Veräußerung von unbewegli-
chen und beweglichen Sachen“);
das bedeutet, das konsumtive Defi-
zit des Stadtstaates entsprechend
zu erhöhen, sowie

Der Rechnungshof verlangt nicht den
Begriff der investiven Einnahmen zu
erweitern. Was investive Einnahmen
sind, ergibt sich aus der Haushalts-
systematik des Bundes und der Länder.
Danach sind alle Einnahmen der Ober-
gruppe 13 investiv.



— 2 —

— eine Reihe investiv veranschlagter
Ausgaben in konsumtive Haus-
haltspositionen umzuwandeln; da-
mit würde ebenfalls der Konsoli-
dierungsdruck auf die konsumtiven
Ausgaben der Haushalte weiter er-
höht.

Hierzu ist folgendes festzustellen:

1. Mit der Ausweisung der „Erlöse
aus der Veräußerung von Beteili-
gungen und sonstigen Kapital-
vermögen“ und „Kapitalrückzah-
lungen“ (Gruppen 133/134) als
investive Einnahmen setzt Bremen
die Differenzierung in laufende
und einmalige Erträge im Länder-
vergleich bereits in herausragen-
der Weise um. Ergebnisse einer
Umfrage vom Frühjahr 1996 bele-
gen, dass in der Vergangenheit
kein einziges Bundesland eine ver-
gleichbare Zuordnung mit begren-
zendem Charakter für die zulässige
Kreditaufnahme und konsumtive
Ausgaben vorgenommen hat. Zwi-
schenergebnisse einer derzeit lau-
fenden Länderumfrage des Hessi-
schen Finanzministeriums bestäti-
gen diese bremische Sonderstel-
lung. Für den Bundeshaushalt des
laufenden Jahres gilt sogar, dass
bei Anwendung der vom Senat
praktizierten, stringenten bremi-
schen Auslegung des Netto-
Investitions-Begriffs keine Ver-
fassungskonformität zu erreichen
gewesen wäre.

Eine weitere Ausweitung der
— nicht bundeseinheitlich definier-
ten — Abgrenzung investiver Ein-
nahmen zu fordern ohne die vorste-
hend skizzierten Zusammenhänge
bzw. die unmittelbaren Konse-
quenzen für den beschlossenen
Sanierungspfad zu berücksichti-
gen, ist unverständlich, da die Freie
Hansestadt Bremen — als Land mit
extremer Haushaltsnotlage — be-
reits wesentlich konsequenter als
die übrigen Bundesländer
Veräußerungserlöse dem
Vermögenshaushalt zuordnet und
nicht zur Gewinnung zusätzlicher
Gestaltungsspielräume im kon-
sumtiven Bereich nutzt.

2. Zweifellos wäre es gerechtfertigt,
einzelne investiv veranschlagte
Ausgabepositionen ihrer Kostenart
entsprechend eher als konsumtiv
auszuweisen. Zu berücksichtigen
ist allerdings, dass derartigen Ver-
lagerungen auch Umbuchungen

Der Rechnungshof verlangt nicht,
investiv verauslagte Ausgaben in kon-
sumtive Haushaltspositionen umzu-
wandeln. Er hat sich vielmehr mit der
investiven Veranschlagung eindeutig
konsumtiver Ausgaben befasst (s.
Ergänzungsbericht Tz. 63 ff. und nach-
folgende Bemerkungen Bl. 12 f.).

Die vom Rechnungshof vorgenomme-
ne Berechnung der Netto-Investitionen
bezieht die „Erlöse aus Veräußerungen
von unbeweglichen und beweglichen
Sachen“ (Gruppe 131/132) ein.

Dies entspricht auch dem Beschluss
des Parlaments (vgl. Ergänzungs-
bericht Tz. 60 m. w. N.). Diese Position
des Rechnungshofs teilen alle Rech-
nungshöfe des Bundes und der Länder
(vgl. zuletzt Bemerkungen 2001 des
Bundesrechnungshofs zur Haushalts-
und Wirtschaftsführung des Bundes
vom 15. Oktober 2001, S. 78 f.).

Der Rechnungshof hat die Ausweisung
der „Erlöse aus Veräußerungen von
Beteiligungen und sonstigem Kapital-
vermögen“ (Gruppen 133/134) bei der
Berechnung der Netto-Investitionen
seit jeher ausdrücklich begrüßt.

Wie Tz. 64 des Ergänzungsberichts,
auch unter Hinweis auf Tz. 60 des Jah-
resberichts — Land — 2000, entnom-
men werden kann, hat der Rechnungs-
hof nie die ihm unterstellte einseitige
Position eingenommen, er wolle aus-
schließlich investiv veranschlagte Aus-
gabepositionen ihrer Kostenart ent-
sprechend als konsumtiv behandelt
wissen. Der Senator für Finanzen selbst
hat im Finanzplan 1999 bis 2005 vom
18. April 2000 seine Absicht beschrie-
ben, generell unrichtige Zuordnungen
zu bereinigen.

Der Rechnungshof hat diese Pläne des
Finanzressorts begrüßt, also auch unter
Berücksichtigung unrichtiger konsum-
tiver Ausgabepositionen, die in
Wirklichkeit investiver Art sind, un-
richtige Zuordnungen zu bereinigen.
Er hat ausdrücklich seine Unterstüt-
zung — wie vom Senator für Finanzen
erbeten — angeboten (vgl. Ergän-
zungsbericht Tz. 64).
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mit umgekehrten Vorzeichen ge-
genüberzustellen wären. Eine Viel-
zahl konsumtiv erfasster Zuschuss-
positionen enthält auch investive
Ausgabekomponenten, die in der
derzeitigen Haushaltssystematik
nicht ausgewiesen werden. Hier
sind systematische Neubewertun-
gen und -zuordnungen notwendig,
die im Zuge der Einführung des in-
tegrierten öffentlichen Rechnungs-
wesens zwangsläufig zu erfolgen
haben.

Diese Zuordnungsfragen sind aller-
dings nicht kurzfristig und einseitig
(investiv zu konsumtiv) zu beant-
worten. Fakt ist, dass die bremi-
schen Haushalte — orientiert an
den derzeit geltenden Zuordnun-
gen — aktuell unter Gegenrech-
nung der Ansprüche gegenüber
dem Bund ein konsumtives Haus-
haltsdefizit von knapp 750 Mio.
DM ausweisen, dessen Beseitigung
bis 2005 höchste Anforderungen an
Konsolidierungswillen und -fähig-
keit aller Beteiligten stellt und Pro-
blem wie Dimension der extremen
Haushaltsnotlage des Landes ab-
bildet.

3. Bei konsequenter Umsetzung der
vom Rechnungshof erhobenen For-
derungen, d. h. Anwendung einer
in anderen Bundesländern nicht
üblichen „reinen Lehre“, würde
sich der Ausgabenkorridor der bre-
mischen Haushalte für laufende
Zwecke jahresdurchschnittlich in
einer geschätzten Größenordnung
zwischen 100 und 150 Mio. DM
verengen. Konkret würde dies be-
deuten, dass — zur Einhaltung des
Sanierungskurses, d. h. zur Vorlage
verfassungskonformer Haushalte
im Jahre 2005 — innerhalb von vier
Jahren entsprechende Beträge von
den Bereichen zusätzlich einzuspa-
ren wären. Dies entspricht einer
weiteren Einschränkung gegen-
über dem aktuellen Ausgaben-
niveau um rd. 2 %. Mit anderen
Worten: Die Bereiche müssten ihre
Anstrengungen zur Einhaltung der
konsumtiven Ausgaben-Eckwerte
im Vier-Jahres-Zeitraum 2001/
2005 gegenüber der aktuellen Pla-
nung annähernd verdoppeln. Der-
artige Vorgaben sind weder reali-
stisch noch mit den Intentionen des
Parlaments vereinbar, das Be-
schlüsse zur Finanzplanung und
Haushaltsaufstellung durchaus in
Kenntnis des zum Teil konsumtiven

Diesen Sachverhalt als eine Forderung
des Rechnungshofs zu bezeichnen geht
fehl.

Mit Interesse hat der Rechnungshof zur
Kenntnis genommen, dass die ge-
schätzte Größenordnung unrichtiger
Zuordnungen jährlich zwischen 100
und 150 Mio. DM liegen soll. Damit
geht der Senat mittlerweile selbst da-
von aus, dass eine unrichtige Veran-
schlagung im Investitionsbereich in
größerem Umfang vorkommt als umge-
kehrt.
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Charakters einzelner investiver
Ausgabepositionen (Beispiel: HGP-
Aufstockung) gefasst hat.

Definition des Schuldenstandes

Der Rechnungshof fordert den Senat
auf, den für den Stadtstaat anzulegen-
den Schuldenbegriff wesentlich weiter
zu fassen, und damit den Schulden-
stand des Landes auf ein höheres Ni-
veau zu heben. Konkret wird es für er-
forderlich gehalten, alle

— außerhaushaltsmäßigen Vorfinan-
zierungen durch Dritte,

— von Dritten aufgenommene Kredite
zu Lasten des Landes und der
Stadtgemeinde sowie

— Forderungen Dritter gegenüber
Land und Stadtgemeinde (aus be-
sonderen Verträgen zur Aufgaben-
wahrnehmung)

zu einer Gesamtverschuldung des
Stadtstaates zu addieren. Der Rech-
nungshof leitet aus der weitgehenden
Anwendung dieser Forderung ab, dass
sich die Verschuldung Bremens trotz
der seit 1994 fließenden Sanierungs-
zahlungen statt verringert sogar leicht
erhöht hat.

Hierzu ist anzumerken:

1. Auch bei der Ausweisung des
Schuldenstandes wird von Bremen
ein Verfahren verlangt und vom
Rechnungshof weitgehend ange-
wandt, das deutlich über die Praxis
der übrigen Bundesländer und des
Bundes hinausgeht:

— Massiv wurde im vergangenen
Jahr von Seiten des Rech-
nungshofes darauf gedrängt, den
Kreditbestand des „Bremer Kapi-
taldienstfonds“ dem Statistischen
Bundesamt als fundierte Schulden
zu melden und damit in den amt-
lich ausgewiesenen Schuldenstand
des Landes einfließen zu lassen. Im
Rahmen der jährlichen Sanierungs-
berichterstattung gegenüber Bund
und Ländern erforderte diese Ein-
beziehung den ausdrücklichen
Hinweis, dass es sich bei dieser Zu-
ordnung um ein von der Praxis an-
derer Bundesländer abweichendes
Verfahren handelt, das Vergleiche

Der Rechnungshof hat diese Forderung
an keiner Stelle des Ergänzungs-
berichts erhoben. Er hat lediglich Ver-
pflichtungen —  und zwar auch die, die
auf Grund haushaltsgesetzlicher Er-
mächtigungen im Namen der Haushal-
te eingegangen werden und damit
Haushaltsrisiken darstellen können —
zusammengefasst dargestellt.

Der Rechnungshof hat damit seit jeher
versucht, dem Parlament einen Über-
blick über sämtliche Verpflichtungen
des Landes und seiner Städte zu geben.
Dabei hat er im Übrigen in Tz. 19 des
Ergänzungsberichts die Schulden so-
wohl mit als auch ohne Einbeziehung
der Schulden der Betriebe dargestellt.

Der Rechnungshof hat auch nicht ge-
fordert, die Forderungen Dritter gegen-
über Land und Stadtgemeinde aus be-
sonderen Verträgen zur Aufgaben-
wahrnehmung in die Schuldenberech-
nung einzubeziehen. Er hat nur darauf
hingewiesen, dass auch derartige For-
derungen sich — unstreitig — auf die
Höhe der Verschuldung auswirken.

Der Rechnungshof hat weder massiv,
noch überhaupt darauf gedrängt, den
Kreditbestand des „Bremer Kapital-
dienstfonds“ (BKF) dem Statistischen
Bundesamt als fundierte Schulden zu
melden.

Er weist auf die Rechtslage hin, dass
gemäß §§ 2 i. V. m. 5 des Finanz- und
Personalstatistikgesetzes i. d. F. der Be-
kanntmachung vom 8. März 2000
(BGBl. I S. 206) u. a. alle staatlichen
und kommunalen Fonds statistisch zu
erfassen sind, mithin auch der BKF und
andere Fonds.
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mit dem unter Sanierungsaspekten
maßgeblichen Länderdurchschnitt
und darauf basierende Bewertun-
gen nicht zulässt. In Anerkennung
dieses Sachverhaltes nahmen Bund
und Länder den durch Ausweisung
des „Kapitaldienstfonds“ erhöhten
Schuldenstand der Freien Hanse-
stadt Bremen bei Behandlung des
Sanierungsberichtes 2000 im
Finanzplanungsrat nicht zum An-
lass kritischer Einschätzungen der
bremischen Sanierungsfortschritte.

Im Jahresbericht des Rechnungs-
hofes ist der Kreditbestand des
„Kapitaldienstfonds“ statt mit 488
Mio. DM (Stand 31. Dezember
2000) sogar mit 678 Mio. DM (Ein-
beziehung der Auslaufperiode) der
Verschuldung des Landes zuge-
rechnet.

— Auch die Schuldenstände der Ei-
genbetriebe sind nicht Ge-
genstand der vom Statistischem
Bundesamt jährlich veröffent-
lichten Schuldenstands-Statistik
der Gebietskörperschaften (Fach-
serie 14, Reihe 5). Ausgewiesen
wird lediglich die Summe der fun-
dierten Schulden und Kassen-
verstärkungskredite (schwebende
Schulden) zum jeweiligen Stichtag,
die für den Senator für Finanzen —
nach Abstimmung mit dem Bun-
desfinanzministerium — auch die
Grundlage der jährlichen Sanie-
rungsberichterstattung bildet. Der
Rechnungshof weist den bremi-
schen Schuldenstand gegenüber
dieser Abgrenzung durch Einbe-
ziehung der Betriebe (ohne Bre-
merhaven) gleichwohl um rd. 394
Mio. DM höher aus.

2. Die Nichtberücksichtigung von Po-
sitionen, die dem Kreditbestand
des „Bremer Kapitaldienstfonds“
und der bremischen Eigenbetriebe
entsprechen, in den Schulden-
bilanzen von Bund, Ländern und
Statistischem Bundesamt ist inhalt-
lich begründbar und nachvollzieh-

Zum Berichtszeitpunkt des Senators für
Finanzen (Stand 31. Dezember 2000)
haben die Schulden des BKF rd. 488,4
plus rd. 243,9 Mio. DM (Rahmen-[Kas-
sen-]Kredit), also insgesamt rd. 732,3
Mio. DM betragen (vgl. Anlage 2 zum
Ergänzungsbericht, 3. Spiegelstrich).

Der im Ergänzungsbericht genannte
Kreditbestand in Höhe von rd. 678 Mio.
DM ist gemeinsam mit dem Senator für
Finanzen ermittelt und abgestimmt
worden. Er beinhaltet den Stand für
fundierte Schulden des BKF zum
Haushaltsabschluss für das Jahr 2000
am 2. April 2001 sowie für nicht fun-
dierte Schulden des BKF zum
Kassenabschluss.

Die Schulden der Eigenbetriebe sind
gemäß §§ 2 i. V. m. 5 des Finanz- und
Personalstatistikgesetzes (a. a. O.) zu
melden. Danach erstrecken sich die
Statistiken des Statistischen Bundes-
amtes auch auf die Finanzwirtschafts-
daten der staatlichen und kommunalen
Betriebe.

Der Sanierungsbericht ist mit dem Zah-
lenwerk des Ergänzungsberichts nicht
zu vergleichen.

Der Rechnungshof weist darauf hin,
dass ebenso wie in seinem Ergän-
zungsbericht auch in der Vermögens-
rechnung des Senators für Finanzen
(neben dem Vermögen) auch die
Schulden der Betriebe ausdrücklich
genannt werden. Schließlich wieder-
holt der Rechnungshof, dass seine Er-
mittlung des Schuldenstandes mit und
ohne Schulden der Betriebe vorgelegt
worden ist (vgl. Ergänzungsbericht
Tz. 19).
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bar: Abweichend von der zur Fi-
nanzierung des Kernhaushaltes zu
tätigenden Kreditaufnahme sind
den Kapitaldienstfinanzierungen
ebenso wie den Schuldenständen
verselbständigter Verwaltungsein-
heiten unmittelbar konkrete Ver-
mögenswerte zuzuordnen. Mit der
sich hieraus ergebenden Bilanzier-
barkeit von Schulden und Vermö-
gen ergibt sich eine grundsätzlich
andere Qualität des ausgewiese-
nen Kreditbestandes.

So sind dem Kreditvolumen des
„Kapitaldienstfonds“ direkt die
durch öffentliche Investitionen ab-
zufinanzierenden Sachvermögen
gegenzurechnen — wobei die zum
Teil deutlich hinter den Ab-
schreibungsfristen zurückbleiben-
den Tilgungszeiträume bei Vorfi-
nanzierungen im Rahmen be-
schlossener Investitionsprogramme
sogar zu einer Erhöhung des Netto-
vermögens führen. Und auch in
den Eigenbetrieben — unmittelbar
erkennbar z. B. bei den Kranken-
häusern und Entsorgungsbetrieben
— stehen den ausgewiesenen
Schulden der Einrichtungen be-
trächtliche, zum Teil den Schulden-
stand übersteigende Vermögens-
werte gegenüber. Diese integrierte
Betrachtung von Schulden- und
Vermögensseite, die im Rahmen
der anstehenden Ablösung der Ka-
meralistik durch das doppische
Rechnungswesen auch den Stan-
dard für die übrigen Bereiche des
„Konzerns“ Bremen bilden wird,
erfordert zwangsläufig einen diffe-
renzierteren Umgang mit dem
Schuldenbegriff und eine den For-
derungen des Rechnungshofes
nach Zusammenfassung aller
Schuldenstände nicht entsprechen-
de Unterscheidung von Schulden-
typen.

3. Solange der Aufbau des öffentli-
chen Rechnungswesens Betrach-
tungen zur Schuldenentwicklung
vor dem Hintergrund der korres-
pondierenden Vermögenswerte zu-
mindest für den Kernhaushalt nicht
zuläßt, ist eine qualitative Unter-
scheidung verschiedener Arten der
Neuverschuldung notwendig. Eine
entsprechende Unterscheidung
nach Ursachen und Folgen zusätz-
licher Kreditaufnahme ist dabei
nicht nur als Klarstellung zum
Berechnungsansatz des Rech-
nungshofes, sondern auch zur Be-

Die parallele Einführung eines kauf-
männischen Rechnungswesens neben
dem kameralen Haushalt lässt erwar-
ten, dass künftig alle Vermögenswerte
dargestellt werden. Die dann mögliche
Unterscheidung in Schulden unter-
schiedlicher Qualität schafft eine be-
grüßenswerte größere Transparenz.

Unabhängig von der Art des Rech-
nungswesens ändert aber eine auch
noch so differenzierte Unterscheidung
von Schuldentypen nichts an der Tatsa-
che, dass die aus ihnen resultierenden
Zahlungsverpflichtungen (Zinsen/Til-
gungen) aus dem Kernhaushalt abge-
deckt werden müssen. Nur für Betrie-
be, die eigene Einnahmen erwirtschaf-
ten, triftt dies insoweit nicht zu.
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schreibung des Sanierungskurses
der bremischen Haushalte erfor-
derlich. Die Neuverschuldung der
Haushalte sollte daher gegliedert
werden in

— Kreditaufnahme, die der Finanzie-
rung laufender Ausgaben dient.
Dieser Art der Verschuldung steht
keine Schaffung von Vermögens-
werten gegenüber und sind nur in
begrenztem Umfang Refinan-
zierungseffekte zuzuordnen. Ziel
der bremischen Sanierungspolitik
ist es daher, eine Neuverschuldung
für diese konsumtiven Zwecke —
entsprechend grundgesetzlicher
Vorgaben (Artikel 115 GG) — bis
zum Jahr 2005 nicht mehr zuzulas-
sen.

— Kreditaufnahme, die der Finanzie-
rung von Grundinvestitionen dient.
Auch wenn direkte Beziehungen
aufgrund mangelnder Zuord-
nungsbarkeit von Abschreibungs-
und Tilgungsbeträgen derzeit noch
nicht hergestellt werden können,
ist davon auszugehen, dass den
durch Kreditaufnahme für diese
investiven Zwecke entstehenden
Schulden Vermögenswerte in ver-
gleichbarer Größenordnung ge-
genüberstehen.

— Kreditaufnahme, die zur (Vor-)
Finanzierung wirtschafts- und
finanzkraftstärkender Maßnahmen
dient. In diesen Fällen ist mit der
Neuverschuldung nicht nur die
Schaffung der Vermögenswerte,
sondern unter Einbeziehung aller
Finanzierungskosten — d. h. auch
unter Berücksichtigung der Zins-
zahlungen — ein positiver
regionalwirtschaftlicher Nutzen mit
entsprechenden Haushaltseffekten
verbunden.

Investive Ausweisung von Zinsaus-
gaben

Der Rechnungshof moniert, dass — ins-
besondere beim Investitionssonder-
programm — Zinsanteile der Ab-
finanzierung vorgezogener wirt-
schafts- und finanzkraftstärkender In-
vestitionsvorhaben nicht konsumtiv
und damit Spielraumverengend für die
übrigen laufenden Ausgaben der bre-
mischen Haushalte ausgewiesen wer-
den.

Zu dieser Sichtweise ist folgendes an-
zumerken:

Bei seinen Anmerkungen zur Veran-
schlagung von Zinsen hat sich der
Rechnungshof daran gehalten, was die
Regelwerke zur Kapitaldienstfinan-
zierung und zur Zwischenfinanzierung
ausdrücklich als Ziel vorgeben. Die
durch Kredite verursachten Zinsen sol-
len erstmals aus den konsumtiven
Ressorthaushalten und nicht unmittel-
bar aus konsumtiven Zentralmitteln er-
bracht werden. („Die Zinsen sind als
konsumtive Ausgaben [Gruppe 666]
einzustellen.“) Sie sollen der Refinan-
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1. Die Vorfinanzierung von Investi-
tionsmaßnahmen im Rahmen be-
schlossener Programme (z. B. ISP,
ISP-Folgeprogramm und WAP)
setzt gemäß Regelwerk Analysen
zur regionalwirtschaftlichen Vor-
teilhaftigkeit der Vorhaben voraus.
Konkret bedeutet dies, dass nach
plausiblen, nachvollziehbaren Be-
rechnungen — um deren Standar-
disierung sich der Senator für Fi-
nanzen derzeit in Abstimmung mit
den Ressorts und dem Rechnungs-
hof bemüht — der für die Region
und damit auch für den Haushalt
des Landes erzielbare Nutzen die
Kosten der jeweiligen Maßnahme
überschreitet. Die in diese Berech-
nungen einzubeziehenden Kosten
umfassen alle Finanzierungs-
kosten, d. h. auch die im Vor-
finanzierungszeitraum anfallenden
Zinsausgaben. Der Senat geht da-
von aus, dass unter diesen Voraus-
setzungen die Zinslasten der Fi-
nanzierung als Bestandteil der
Investitionskosten interpretiert
werden können, mit denen das
Investitionsniveau aufzustocken
ist, um im Saldo positive regional-
wirtschaftliche Effekte frühzeitiger
zu realisieren.

2. Auch in diesem Fall entspricht die
Sichtweise des Senats dabei der
überwiegenden Praxis anderer Ge-
bietskörperschaften. Nachfragen
beim Bund und Informationen aus
einzelnen Bundesländern belegen,
dass Zins- und Tilgungsbeträge für
Vorfinanzierungen — vornehmlich
im Verkehrsbereich — in der Regel
als investiv zuzuordnende Gesamt-
summe betrachtet werden. Insofern
sollte auch in den bremischen
Haushalten auf eine konsumtive
Ausweisung der Zinsanteile derar-
tiger Investitionsprojekte, die den
Konsolidierungsdruck in den Res-
sorts unbegründet zusätzlich erhö-
hen würden, verzichtet werden.

Zusammenfassend stellt der Senat fest,

1. dass die Freie Hansestadt Bremen
— als Land mit extremer Haus-
haltsnotlage — ihren konsumtiven
Gestaltungsspielraum im Länder-

zierung derjenigen Zinsen dienen, die
das Finanzressort gegenüber seinen
Kreditgebern zu zahlen hat. Deutlich
wird das auch dadurch, dass bei Maß-
nahmen/Projekten, die bereits in der
Haushalts- und Finanzplanung enthal-
ten sind, die einzustellenden Anschlä-
ge für Zinsleistungen durch Verlage-
rung aus dem Haushalt „allgemeine Fi-
nanzen“ zu einer Erhöhung der
Ressorteckwerte geführt haben (vgl.
z. B. 4.2 des Regelwerks für Kapital-
dienstfinanzierungen).

Gegen diese verursachergerechte Zu-
ordnung in den Regelwerken ist in
zahlreichen Fällen verstoßen worden.
Da es sich bei den betreffenden Projek-
ten um solche handelt, auf die die
Regelwerke anzuwenden sind, besteht
keine Veranlassung, sie anders als kon-
sumtiv zu behandeln.

Würde es bei der beschriebenen Hand-
habung bleiben, wären weiterhin die-
jenigen Ressorts im Nachteil, die sich
regelgerecht verhalten.

Nicht angesprochen worden ist auch
das Problem, dass eine Zahlung von
Zinsen aus veranschlagten Investiti-
onsmitteln in Höhe der Zinszahlungen
am Ende des Abfinanzierungs-
zeitraums zu einem Bedarf an zusätzli-
chen Investitionsmitteln führt.

Dass in Wirtschaftlichkeitsrechnungen
Zinsen einzubeziehen sind, ist selbst-
verständlich. Dies ist aber für die Zu-
ordnung von Zinsen als konsumtive
Haushaltsmittel ohne Belang.

Der Rechnungshof kann zurzeit man-
gels näherer Sachverhaltsdarstellung
nicht beurteilen, inwieweit die über-
wiegende Praxis anderer Gebietskör-
perschaften der bremischen entspricht
oder ob es sich um nicht vergleichbare
Finanzierungssachverhalte handelt.

Der Rechnungshof weist darauf hin,
dass der Senator für Finanzen seiner-
seits (s. o.) für von ihm aufgenommene
Kredite Zinsen aus konsumtiven Mit-
teln bezahlt. Dabei ist es unerheblich,
ob die Kreditgeber unmittelbar aus
dem Kernhaushalt oder aus dem Haus-
halt eines Sondervermögens bedient
werden, dem diese Zinszahlungen aus
dem Kernhaushalt zu erstatten sind.
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und Bundesvergleich durch
haushaltstechnische Setzungen be-
reits in erheblich überdurchschnitt-
lichem Maße einschränkt und be-
schließt vor diesem Hintergrund,
von seiner bisherigen Praxis der
Zuordnung zu konsumtiven und
investiven Einnahme- und Aus-
gabepositionen solange nicht abzu-
weichen, bis entsprechende Ver-
fahren in der Mehrzahl der übrigen
Bundesländer und beim Bund dies
erfordern.

2. dass die integrierte Betrachtung
von Schulden- und Vermögens-
seite, die im Rahmen der anstehen-
den Ablösung der Kameralistik
durch das doppische Rechnungs-
wesen im Kernhaushalt den Stan-
dard für alle Bereiche des „Kon-
zerns“ Bremen bilden wird,
zwangsläufig einen differenzierte-
ren Umgang mit dem Schulden-
begriff und eine den Forderungen
des Rechnungshofes nach Zusam-
menfassung aller Schuldenstände
nicht entsprechende Unterschei-
dung von Schuldentypen erfordert.

3. — der überwiegenden Praxis ande-
rer Gebietskörperschaften folgend
— auf eine konsumtive Auswei-
sung von Zinsanteilen bei der Vor-
finanzierung wirtschafts- und
finanzkraftstärkender Maßnah-
men, die den Konsolidierungs-
druck in den Ressorts unmittelbar
zusätzlich erhöhen würde, zu ver-
zichten und

4. dass nach seiner Auffassung nur
unter diesen Rahmensetzungen der
durch das Sanierungssicher-
stellungsgesetz fixierte Konsoli-
dierungskurs des Stadtstaates bis
2005 unter realistischen Annahmen
erfolgreich gestaltet werden kann.


